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Vorsitzende. – Guten Morgen an alle. Die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft und 
Währung ist eröffnet. Wir knüpfen heute im Wesentlichen an unsere Tagesordnung an, die 
wir gestern begonnen hatten, und setzen sie mit der öffentlichen Aussprache mit Andrea 
Enria, dem Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums der EZB, fort. 
 
Ich begrüße also Andrea Enria zu dieser zweiten ordentlichen öffentlichen Aussprache. Seit 
Ihrem letzten Erscheinen vor dem Ausschuss für Wirtschaft und Währung am 30. Juni 2022 
hat sich die bereits bestehende erhebliche makroökonomische Unsicherheit der globalen und 
europäischen Wirtschaftsentwicklung fortgesetzt. Hohe Energiepreise, hohe Inflation und 
steigende Zinsen sind die großen Herausforderungen, mit denen die Wirtschaft zu kämpfen 
hat. 
 
Heute würden wir gerne von Ihnen Genaueres über die aktuellen Risikoprognosen und 
derzeitigen Auswirkungen dieser makroökonomischen Bedingungen auf den Bankensektor 
erfahren. Darüber hinaus möchten wir Sie bitten, uns Ihre Einschätzungen bezüglich der 
Umsetzung des sogenannten abschließenden Basel-III-Rahmenwerks in der Europäischen 
Union näher zu erläutern. Der Rat hat kürzlich seinen Standpunkt zu den beiden 
Gesetzesvorlagen – der CRR III und der CRD VI – zur Umsetzung der international vereinbarten 
Standards verabschiedet. Das Parlament berät aktuell seinen eigenen Standpunkt. In diesem 
Zusammenhang haben Sie gemeinsam mit dem Vorsitzenden der EBA, José Manuel Campa, 
und dem Vizepräsidenten der EZB, Luis de Guindos, kürzlich die Mitgesetzgeber daran 
erinnert, dass wir unsere globalen Verpflichtungen einhalten müssen, was bedeutet, Basel III 
getreu umzusetzen und die Befugnisse der Kontrollorgane zu stärken. 
 
Schließlich möchten wir heute mit Ihnen auch über die Aufsichtsaktivitäten im Bereich der 
klimabedingten Risiken sprechen. 
 
Ich übergebe Ihnen nun das Wort für eine einleitende Erklärung von etwa zehn Minuten, Herr 
Enria. Anschließend werden wir unsere übliche Fragerunde durchführen. 
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1-004-0000 

Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – Vielen 
Dank, Frau Vorsitzende, und guten Morgen an Sie alle. Der Bankensektor verfügt weiterhin 
über solide Kapital- und Liquiditätspositionen. Wenn wir uns die für börsennotierte Banken 
verfügbaren Geschäftsergebnisse für das dritte Quartal anschauen, dann verzeichnet der 
Sektor weiterhin ein über den Markterwartungen liegendes Rentabilitätsniveau. 
 
Andererseits haben sich die Wirtschaftsprognosen für den Euroraum weiter verschlechtert. 
Wir stehen vor einer Phase geringeren Wachstums und einer möglichen Rezession, gepaart 
mit einer erheblichen Unsicherheit bei der Energieversorgung. Während höhere Zinssätze und 
Margen derzeit die Rentabilität der Banken steigern, beeinflusst dieser Umstand andererseits 
aber auch die Fähigkeit hochgradig verschuldeter Kunden, ihre Verbindlichkeiten zu bedienen 
bzw. ihren Margenforderungen nachzukommen. Dies könnte an den derzeit volatilen 
Finanzmärkten zu drastischen Wertberichtigungen führen. 
 
Die Banken müssen sich also auf mögliche negative Auswirkungen dieses unsicheren Umfelds 
auf ihr Geschäft einstellen. Daher erfordert dieses neue Risikoumfeld einige Anpassungen 
bezüglich unserer Aufsichtstätigkeit. Wir gehen davon aus, dass wir unsere aktualisierten 
Aufsichtsprioritäten für 2023-2025 in den kommenden Wochen veröffentlichen werden. 
Heute werde ich Ihnen darlegen, was wir von den Banken erwarten, damit sie für das 
unsichere makrofinanzielle Umfeld gerüstet sind und weiterhin solide wirtschaften können. 
 
Ende Oktober forderten wir die aktualisierten Kapitalentwicklungen der Banken an. Ziel ist es 
dabei, vor dem Hintergrund der Energiepreisschocks und der erhöhten Rezessionsrisiken 
potenzielle Schwächen in der Eigenkapitalausstattung der Banken zu ermitteln. Unter 
Berücksichtigung unserer vorläufigen Einschätzungen scheinen einige Banken relativ milde 
makroökonomische Annahmen für ihre ungünstigen Szenarien als Grundlage heranzuziehen, 
was sich in moderaten negativen Szenarien hinsichtlich ihrer Eigenkapitalkoeffizienten 
niederschlägt. Demnach werden die Aufsichtsbehörden die Kapitalplanung der Banken genau 
prüfen und gegebenenfalls die Geschäftspolitik bestimmter Banken kritisch hinterfragen, 
damit diese ein angemessenes Maß an Vorsicht walten lassen. 
 
Die Risikopositionen der Banken in Bezug auf Unternehmenskunden mit hohem 
Energieverbrauch finden dabei besondere aufsichtsrechtliche Aufmerksamkeit. Obwohl zur 
Zeit nur vereinzelt Unternehmen mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten auszumachen sind, ist 
doch zu berücksichtigen, dass sich einige energieintensive Unternehmen in der 
verarbeitenden Industrie – etwa in der Chemie- oder Metallindustrie – am Beginn der 
Wertschöpfungskette befinden. Dort können Lieferkettenstörungen dann allerdings zu 
Kettenreaktionen führen. Seit Beginn des Jahres haben wir unser besonderes Augenmerk auf 
die Risikopositionen der Banken im Kreditvergabe- und Derivatesegment bei den großen 
Rohstoffhandelskonzernen gerichtet. Darüber hinaus haben wir uns die Risikopositionen der 
Banken bei Energieversorgern angeschaut und beobachten zur Zeit die Entwicklungen im 
Bereich der Energiemarktderivate. 
 
In den ersten drei Quartalen des Jahres stiegen die Risikopositionen gegenüber 
Energieversorgern um rund 14 %. Eine weitere Ausweitung der Kreditengagements könnte die 
Banken ihren internen Risikolimits näher bringen. Die Konzentration auf das 
Risikomanagement dieser Risikopositionen ist vor allem angesichts der jüngsten 
vorübergehenden Lockerung der Einschussanforderungen gerechtfertigt. Diese ermöglicht 
den Einsatz unbesicherter Bankgarantien als notenbankfähige Sicherheiten für nichtfinanzielle 
Kapitalgesellschaften, die Zugang zu zentralen Clearingdiensten haben. 
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Die rasche Normalisierung der Zinssätze zeigt Schwachstellen in anderen Sektoren auf, 
beispielsweise im Wohn- und Gewerbeimmobilienmarkt, bei der Verbraucherfinanzierung 
und der Fremdfinanzierung. Auf aggregierter Ebene machen fremdfinanzierte Kredite über 
60 % des harten Kernkapitals (Tier-1-Kapital) der Banken des Euro-Währungsgebiets aus. Ein 
großer Teil davon sind Risikopositionen gegenüber stark fremdfinanzierten Unternehmen. 
Dies ist die risikoreichste Kategorie in einer bereits hochrisikoreichen Anlageklasse, und 
Banken geben immer noch Kredite dieser Art aus. Hier werden wir daher gezielt nachhaken. 
In der diesjährigen aufsichtlichen Bewertung beabsichtigen wir, bei einigen Banken 
Kapitalaufschläge nach Säule 2 anzuwenden, da das Risikomanagementkonzept dieser Banken 
in Bezug auf fremdfinanzierte Transaktionen erhebliche Mängel aufweist. 
 
Zusammen betrachtet deuten diese zugrunde liegenden Risiken auf eine voraussichtliche 
Verschlechterung der Anlagenqualität in den kommenden Monaten hin. Während die 
Gesamtrate notleidender Kredite in den letzten Quartalen weiter zurückgegangen ist, nehmen 
die notleidenden Kredite in den Segmenten Verbraucherkredite und die vorzeitigen 
Rückstände sowohl für private Haushalte als auch für Unternehmen zu. Die Verringerung 
notleidender Altkredite und die Verhinderung einer übermäßigen Anhäufung neuer 
notleidender Kredite haben für die EZB weiterhin hohe Priorität. 
 
Unsere Analysen deuten darauf hin, dass der erwartete Zinsanstieg die Rentabilität bei den 
meisten Banken steigern dürfte. Einige Geschäftsmodelle könnten jedoch leiden, sollten sich 
die Zinssätze weiter normalisieren. Dies könnte entweder darauf zurückzuführen sein, dass 
die Rückzahlungsfähigkeit ihrer Kreditnehmer sehr stark mit dem Zinsniveau korreliert – wie 
dies beispielsweise bei Kreditgebern für Verbraucher der Fall ist – oder weil es die Banken 
aufgrund ihrer Strategien beim Aktiva-Passiva-Management versäumen, ihre Aktiva in dem 
Maße neu zu bewerten, wie dies eigentlich erforderlich wäre, um höhere Finanzierungskosten 
auszugleichen. 
 
Wir haben die Risikomanagementpraktiken der Banken im Anlagebuch in Bezug auf das 
Zinsrisiko überprüft. Die Banken müssen sich verstärkt darauf konzentrieren, zu überwachen 
und zu messen, wie sich die Zinssätze mittel- und langfristig auf den wirtschaftlichen Wert 
ihres Reinvermögens – etwa auf den wirtschaftlichen Wert der Beteiligungspositionen – 
auswirken. Denn diese Kennzahl beeinflusst ihre Fähigkeit zur Generierung von Gewinnen, die 
langfristige Angemessenheit ihrer Eigenkapitalausstattung und ihre Attraktivität gegenüber 
Investoren – also im Wesentlichen in Bezug auf die Finanzierungsmärkte. 
 
Wir achten auch weiterhin auf Schwachstellen im Nichtbankensektor. Jüngste Ereignisse auf 
den Finanzmärkten, etwa die Zahlungsunfähigkeit des sogenannten „Family Office“ Archegos 
im Jahr 2021 oder die Liquiditätskrise bei britischen Pensionsfonds, haben die Anfälligkeit von 
Nichtbank-Finanzinstituten für Verwerfungen auf den Finanzmärkten deutlich gemacht. Diese 
Anfälligkeiten treffen die Banken nicht nur über ihre direkten Risikopositionen bei Nichtbank-
Finanzinstituten sondern können auch zu schädlichen Aktiva-Preiskorrektur-Spiralen führen, 
die sich auf indirekte Weise negativ auf die Bilanzen der Banken auswirken. Wir führten eine 
gezielte Überprüfung und eine Reihe von Vor-Ort-Prüfungen der Governance- und 
Risikomanagementpraktiken unter dem Aspekt des Gegenparteiausfallrisikos durch. Wir 
beabsichtigen, die Ergebnisse dieser Prüfungen und vorgesehene Follow-up-Maßnahmen in 
Bälde bekannt zu geben. 
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Die Märkte für Kryptowährungen stellen die europäischen Regulierungs- und 
Aufsichtsbehörden potenziell vor erhebliche Herausforderungen. Die jüngsten 
Zusammenbrüche von Kryptowährungsplattformen und Stablecoin-Anbietern zeigt die den 
Kryptomärkten innewohnenden Risiken und deren Volatilität. Wir müssen wachsam bleiben 
und dafür sorgen, dass der Regelungsrahmen den Anforderungen gerecht wird, um sowohl 
aktuellen als auch neu auftretenden Risiken entgegentreten zu können. Das Maß an 
Verflechtung zwischen Banken und Anbietern von Kryptowährungen ist derzeit nach wie vor 
gering, und die Banken sind von den erheblichen Korrekturen bei der Bewertung von 
Kryptowährungen und den Zusammenbrüchen einiger großer Krypto-Player bislang nicht 
betroffen. 
 
Schließlich sind die Herausforderungen der Digitalisierung und die IT-Sicherheit nach wie vor 
ein wichtiger Schwerpunkt unserer Aufsichtstätigkeit. Wir werden die Pläne der Banken 
hinsichtlich der Herausforderungen des digitalen Wandels weiter im Auge behalten, um 
sicherzustellen, dass sie ihre Risikoprofile entsprechend anpassen. Darüber hinaus schauen 
wir uns an, welche Konzepte die Banken hinsichtlich der Sicherstellung ihrer operativen 
Handlungsfähigkeit erarbeiten. Die Schwerpunkte liegen hierbei auf den Themen IT-
Outsourcing, IT-Sicherheit und Cyber-Risiken. 
 
Weiterhin konzentrieren wir uns auf Klima- und Umweltrisiken. Mit dem Stresstest zu 
klimabezogenen Risiken, den wir Anfang dieses Jahres durchführten, haben wir die Banken 
aufgefordert, aktiv Daten zu sammeln und Proxys für ihre klimabezogenen Risikopositionen 
zu entwickeln. Darüber hinaus führten wir eine thematische Überprüfung durch, bei der die 
Strategien, die Governance und die Risikomanagementpraktiken der Banken in diesem 
Bereich eingehend untersucht wurden. 
 
Wir kamen dabei zu dem Schluss, dass die Banken zwar besser darin geworden sind, Klima- 
und Umweltrisiken in ihr Risikomanagementkonzept zu integrieren, aber trotzdem noch 
detailliertere Daten sammeln und komplexere Methoden zur Quantifizierung entwickeln 
müssen. Die meisten Banken haben zwar bereits grundlegende Konzepte auf politischer und 
verfahrenstechnischer Ebene entwickelt, aber über die Hälfte der Kreditinstitute hat bislang 
noch nicht nachgewiesen, dass sie in der Lage sind, diese Leitlinien und Verfahren wirksam 
umzusetzen. 
 
Um die Banken auf diesem Weg zu unterstützen, haben wir ein Kompendium bewährter 
Branchenpraktiken herausgegeben, die wir im Zuge unserer thematischen Überprüfung 
erarbeitet haben. Dieses Kompendium soll allen Banken dabei helfen, ihr einschlägiges 
Risikomanagementkonzept zu verbessern. Darüber hinaus zeigt es, dass aufsichtsrechtliche 
Erwartungen sehr wohl zügig umgesetzt werden können. Wir haben Fristen festgelegt, 
innerhalb derer die Banken schrittweise alle Erwartungen der Aufsichtsbehörden bis 
Ende 2024 erfüllen müssen. 
 
Aufsicht und Regulierung müssen Hand in Hand gehen, damit wir einen soliden Bankensektor 
haben, damit er in der Wirtschaft auftretende Turbulenzen jederzeit abfedern kann. Aus 
diesem Grund bekräftigen wir unseren Appell, die Basel-III-Regeln getreu umzusetzen. Jede 
Abweichung von diesen Regeln ist mit einer ganzen Reihe von Risiken verbunden, vor denen 
die europäischen Banken weniger geschützt sind als andere globale Finanzinstitute. 
Empirische Daten zeigen, dass aufgrund solcher Abweichungen vorgenommene 
Kapitalabschläge in der Praxis nicht zu mehr Kreditvergabe in den jeweiligen Portfolios führen. 
Solche Maßnahmen machen außerdem die Durchsetzung des Regelungsrahmens 
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komplizierter. Einzelne Mitgliedstaaten könnten außerdem nach eigenem Belieben besonders 
gravierende Abweichungen in Anspruch nehmen wollen – was dann zu einer weiteren 
Fragmentierung des Binnenmarktes und möglichen Wettbewerbsverzerrungen für unter 
europäischer Aufsicht stehende Banken führen könnte. 
 
Das Bankenpaket sollte außerdem das aufsichtsrechtliche Instrumentarium für bestimmte 
Bereiche stärken. Die Aufsichtsbehörden benötigen ein erweitertes Instrumentarium zur 
Bewertung der Übergangsszenarien der Banken zur Begegnung von Umweltrisiken, 
gesellschaftlichen Risiken und Governance-Risiken. Die Mindestanforderungen und 
entsprechenden Vorschriften hinsichtlich Niederlassungen in Drittländern müssen 
harmonisiert werden. Außerdem brauchen wir dringend einen einheitlichen Ansatz für die 
Beurteilung der Eignung und Kompetenz des gehobenen Managements sämtlicher unter 
unserer Aufsicht stehenden Banken. 
 
Für 2023 haben wir uns außerdem vorgenommen, unseren Beitrag zu den bevorstehenden 
Gesetzgebungsvorschlägen zur Reform des EU-Rahmens für das Krisenmanagement zu 
leisten. Darüber hinaus hoffen wir auf eine baldige Einigung bezüglich der Einrichtung der 
neuen Behörde zur Bekämpfung der Geldwäsche, so dass diese ab 2026 wie geplant ihre 
unmittelbare Aufsichtstätigkeit aufnehmen kann. 
 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. Ich freue mich auf Ihre Fragen. 
1-005-0000 

Markus Ferber (PPE). – Vielen Dank, Herr Enria! Die Finanzminister haben sich ja kürzlich auf 
eine Position zur Umsetzung der Basel-III-Vorschläge verständigt. Sie hatten sich kurz zuvor – 
die Vorsitzende hat ja darauf hingewiesen – in einem Blogpost mit Ihrem Kollegen Campa dazu 
geäußert, mit dem Titel: „Strong rules, strong banks: let’s stick to our commitments“. Und Sie 
haben da im Wesentlichen gesagt, wir hätten ja als Europäer in Basel mitverhandelt, und 
deswegen müssten wir sie jetzt auch umsetzen. 
 
Da stellen sich bei mir doch ein paar Fragen. Erstens: Nicht mal alle Banken, die unter Ihrer 
Aufsicht sind, sind sogenannte Basel-relevante Banken, also Banken, die sich am 
Kapitalmarkt refinanzieren. Und zum Zweiten hat ja auch die Kommission selbst in ihrem 
Vorschlag für den Übergangszeitraum entsprechende Übergangsregelungen vorgesehen. 
Insofern war ich doch etwas überrascht, von Aufsichtsbehörden Hinweise für die 
Gesetzgebung zu bekommen. Glauben Sie nicht, dass es besser ist, es dem Gesetzgeber zu 
überlassen, wie er hier zu einer richtigen Balance kommt, und dass Sie Ihre Aufsichtsarbeit 
entsprechend erfüllen? Das wäre meine Frage. 
 
1-006-0000 

Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – Ja, es ist 
zutreffend, Basel ist ein Übereinkommen für globale Banken. Und es ist für die Unterzeichner 
nicht unbedingt bindend in Bezug auf Banken unterschiedlicher Größenordnungen. Ich denke, 
die Herangehensweise auf europäischer Ebene vonseiten des Parlaments, der Mitgesetzgeber 
und der Kommission war immer schon darauf ausgelegt, den gesamten Bankensektor unter 
dem gemeinsamen Dach der internationalen Standards zu behalten und Verhältnismäßigkeit 
immer dann walten zu lassen, wenn es darum geht, potenzielle Belastungen zu minimieren, 
oder in manchen Fällen bei kleineren Banken von der Anwendung spezifischer Anforderungen 
im Rahmen der internationalen Standards abzusehen. Ich persönlich halte dies für eine kluge 
Lösung, die dem europäischen Interesse bislang gut gedient hat. Ich würde daher empfehlen, 
diesen Ansatz beizubehalten. Dieser wird zwar, wie wir wissen, in Drittländern nicht unbedingt 
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verfolgt, der Ansatz wird aber meinem Eindruck nach in der Europäischen Union gut 
aufgenommen. 
 
Was die Übergangsregelungen betrifft – und ich kann Ihnen versichern, dass ich die Vorrechte 
der Mitgesetzgeber selbstverständlich respektiere – so ist die Herangehensweise unseres 
institutionellen Gefüges soweit ich weiß, dass in der Gesetzgebung die Umsetzung auch sehr 
technischer Vorschriften auf höchster Ebene festgeschrieben ist, was ich durchaus ebenfalls 
respektiere. Stichwort Übergangsregelungen: Zunächst einmal ist es besser, längere 
Übergangsregelungen zu haben – und zwar bei denjenigen Regelungen, wo Compliance-
Probleme auftreten – als von Regelungen abzuweichen. Dies wäre mein erster Punkt. 
 
Aber wir sollten uns auch fragen, ob diese Übergangsregelungen wirklich unseren Zwecken 
dienen. Soweit ich weiß betrifft eine der Übergangsregelungen Wohnimmobilien, also im 
Wesentlichen Hypotheken. Wie wir wissen, wandeln sich die Hypotheken in den Portfolios 
unserer Banken mehr und mehr zu einem zunehmend mit Risiken behafteten Bestandteil. Ich 
bin mir also nicht sicher, ob wir den Banken wirklich zu verstehen geben sollten, dass sie in 
den nächsten sieben bis zehn Jahren auch einen weniger strengen Ansatz praktizieren dürfen 
als es die internationalen Standards vorsehen – oder ob wir dies besser nicht tun sollten. Mein 
Rat als Repräsentant eines Aufsichtsorgans wäre, sorgfältig zu überlegen, ob dies aus 
zyklischer Sicht tatsächlich der richtige Zeitpunkt ist, um bei diesen Arten von Risikopositionen 
etwas weniger anspruchsvoll zu sein. Beispielsweise fordert der Europäische Ausschuss für 
Systemrisiken die Aufsichtsorgane auf der Makroebene auf, bestimmte sektorale 
Anforderungen für Wohnimmobilien sogar noch anzuheben. 
 
Also, nochmal, der Ball ist in Ihrem Feld. Wir sind natürlich jederzeit bereit, die Mitgesetzgeber 
zu beraten, unsere technischen Anregungen beizusteuern. Aber letzten Endes ist es Ihre 
Entscheidung zu bestimmen, an welchen Stellschrauben die Übergangsregelungen modifiziert 
werden sollen. 
1-007-0000 

Eero Heinäluoma (S&D). – Vielen Dank für Ihre sehr aufschlussreiche Präsentation, Herr Enria. 
Ich würde gerne auf ein kürzlich erschienenes, wirklich interessantes Interview zu sprechen 
kommen, das Sie der Financial Times gegeben haben. Darin haben Sie gesagt, dass Ihnen Ihre 
Kolleginnen und Kollegen bei den anderen Aufsichtsbehörden leid tun, die sich um 
Unternehmen im Bereich Kryptowährungen kümmern müssen. Sie haben auch gesagt, dass 
diese Unternehmen ein enormes Verbraucherschutzproblem darstellen und dass in Portugal 
die schwächsten Bevölkerungsgruppen, die weniger wohlhabenden Menschen, die Ärmsten, 
die Minderheiten, am meisten gefährdet sind. Das sind sehr weise Worte, muss ich sagen. 
 
Der jüngste Zusammenbruch von FTX beweist, dass Sie Recht haben. Wir haben gestern von 
der ESMA gehört, dass es in der Europäischen Union potenziell 100 000 Geschädigte dieses 
Unternehmens gibt, so dass die Verordnung über Märkte für Kryptowerte, MiCA, ein erster 
zaghafter Schritt in Richtung Regulierung sein könnte. Angesichts des recht zahmen Ansatzes 
dieser Verordnung denke ich jedoch, dass wir unsere Erwartungen an diesen 
Regelungsrahmen dämpfen müssen. Außerdem tritt die Verordnung erst 2024 in Kraft. 
 
Meine Fragen wären also: Was könnte oder sollte noch vor dem Jahr 2024 getan werden, um 
die spekulative Seite dieses Sektors besser in den Griff zu bekommen? Und dann: Eines der 
Hauptprobleme besteht, wie Sie bereits betont haben und wie wir auch bei FTX gesehen 
haben, in der Schwierigkeit, herauszufinden, von wo aus die vielen Anbieter von 
Kryptowährungen operieren. Wie könnten diese Probleme Ihrer Meinung nach effektiv 
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angegangen werden? Und schließlich scheint die Gefahr, dass der traditionelle Finanzsektor 
in den Kryptocrash hineingezogen werden könnte, zum gegenwärtigen Zeitpunkt eher gering 
zu sein, wie Sie sagten. Und es ist ja durchaus möglich, dass der Fall FTX den Finanzsektor 
hinreichend davon abschrecken wird, in Kryptowährungen zu investieren. Gestern erklärte die 
EZB unter Bezugnahme auf die hohe Volatilität von Bitcoin-Werten, dass die Anleger den 
drohenden langfristigen Schaden bedenken sollten, der von Anlagen in Bitcoin-Werte 
ausgeht. Wie könnte dieser Gefahr aus regulatorischer Sicht begegnet werden? 
1-008-0000 

Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – Das ist 
eine komplexe Frage. Aber lassen Sie mich zunächst sagen, dass wir stolz darauf sein sollten, 
dass die Europäische Union als erster Rechtsraum die Regulierung solcher Unternehmen in 
Angriff nimmt. Es ist natürlich klar, dass wir hier alle einen Lernprozess durchmachen. Es 
besteht also möglicherweise Anpassungsbedarf in der Zukunft. Aber es ist wichtig, dass wir 
beginnen, den Regelungsrahmen auf Kryptounternehmen auszuweiten. 
 
Was die jüngsten Ereignisse angeht, so führen wir aktuell eine interne Studie durch, um 
Erkenntnisse darüber zu gewinnen, ob die MiCA-Verordnung mit Blick auf die aktuellen 
Entwicklungen tatsächlich ein probates Instrument ist, um einige der Probleme anzugehen, 
die im Zuge der FTX-Pleite zutage getreten sind, oder auch nicht. Mein Eindruck – und das ist 
eine persönliche Sichtweise – mein Eindruck ist, dass das entscheidende Defizit, das wir haben, 
und Sie haben bereits darauf hingewiesen, in der Tatsache begründet ist, dass die 
Regulierungs- und Aufsichtstätigkeit auf Unternehmen bzw. juristische Personen abzielt, 
deren geschäftliche Basis geografisch verortet werden kann. 
 
Wenn man sich den Fall FTX ansieht, dann bestand eines der größten Probleme darin, dass es 
ein ausgedehntes Spinnennetz an international miteinander verflochtenen Unternehmen gab, 
die regen Transaktionsaustausch untereinander praktizierten. Diese Praktiken sorgten im 
Wesentlichen dafür, dass die Gesamtsolvabilität der Gruppenstruktur im Dunkel blieb. So 
etwas hatten wir im Bankenbereich vor langer Zeit schon einmal, und wir haben daraus 
gelernt. Sie erinnern sich an den Fall Banco Ambrosiano, BCCI, Ende der 80er und Anfang der 
90er Jahre. Der Lernprozess resultierte in neuen internationalen Standards und einer 
konsolidierten konzernweiten Aufsicht. 
Nun können wir diese strengen Regeln zwar in Europa anwenden, aber diese Unternehmen 
können ihre Dienstleistungen europäischen Bürgern trotzdem immer noch von 
außereuropäischen Standorten aus anbieten. Das Risiko für die europäischen Bürger bleibt 
also weiter bestehen. Ich bin also schon der Meinung, dass wir große Anstrengungen mit dem 
Ziel der internationalen Koordinierung in diesen Geschäftsbereichen unternehmen sollten. 
Und zwar sollten wir darauf hinwirken, auf globaler Ebene zumindest grundlegende 
Regulierungsprinzipien zu vereinbaren und deren Einhaltung zu überwachen. 
 
Im Übrigen denke ich, das Kernproblem liegt meiner Meinung nach darin, dass wir, um es mal 
so zu sagen, noch Baustellen bei den Rechtsvorschriften zur Bekämpfung der Geldwäsche 
offen haben. Diese Instrumente zur Bekämpfung von Geldwäsche sind ein wichtiger Aspekt. 
Er könnte europäischen Behörden einen wichtigen Anknüpfungspunkt bieten, um einen 
aufsichtsrechtlichen Fuß in die Türen dieser Einrichtungen zu bekommen – denn die Art ihrer 
Geschäftstätigkeit ist traditioneller Natur und anfällig für das Einschleusen von 
Vermögenswerten, die aus allgemein bekannten illegalen Geldquellen stammen. 
 
Der Verbraucherschutz ist eine sehr komplizierte Angelegenheit – gerade weil diese 
Dienstleistungen manchmal auch von außerhalb unserer Mitgliedstaaten erbracht werden. 
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Deshalb habe ich ein gewisses Mitgefühl mit den Regulierungs- und Aufsichtsbehörden, die 
dem Recht Geltung verschaffen müssen. Dies ist eine massive Herausforderung, denn das 
Risikomanagement dieser Unternehmen unterscheidet sich grundlegend vom 
Risikomanagement einer traditionellen Bank oder eines Finanzinstituts. Diese Unternehmen 
haben eher ihre IT-Sicherheit im Auge als das herkömmliche Risiko von Finanztransaktionen. 
Sie geraten daher sehr schnell in Bedrängnis, wenn sich die Marktbewertungen stark 
verändern. Daher ist das herkömmliche Instrumentarium der Aufsichtsbehörden für die 
Kontrolle dieser Unternehmen nicht gut geeignet. 
 
Kurz gesagt, ich denke, die Richtung ist: MiCA ist gut. Wir müssen die Verordnung umsetzen 
und aus dieser Umsetzung lernen. Ich denke, wir müssen uns in Richtung globaler 
Zusammenarbeit bewegen, und wir müssen die einschlägigen Unternehmensstrukturen in 
den Griff bekommen, die von überall in der Welt aus operieren. Das wird die größte 
Herausforderung sein. 
1-009-0000 

Eva Maria Poptcheva (Renew). – Vielen Dank, Herr Enria, für Ihre sehr interessante 
Einführung. Ich wollte noch einmal darauf zurückkommen, was Sie unter anderem zum Thema 
notleidende Kredite ausführten – und die eventuell daraus resultierende drohende Krise 
sowie die unterschiedlichen Auswirkungen, die eine solche Krise in den einzelnen Ländern 
aufgrund der unterschiedlichen Auswirkungen der Zinserhöhungen haben könnte. Dies 
könnte also potenziell große Auswirkungen auf die Bereitschaft von Mitgliedstaaten haben, 
sich auf eine stärkere Integration in diesem Bereich einzulassen. Die diesbezügliche Warnung 
des ESRB mit Blick auf die Stabilität des Finanzsystems ist daher wirklich bemerkenswert. Und 
ich nehme an, diese Warnung deutet auch auf das Problem der variablen Hypothekenzinsen 
hin, mit dem wir es abgesehen von den ganzen anderen Quellen für Unsicherheit zu tun 
haben. 
 
Wie lautet Ihre Einschätzung diesbezüglich? Vergessen wir in diesem Zusammenhang auch 
nicht die verschiedenen von den einzelnen Mitgliedstaaten angedachten 
Entlastungsmaßnahmen und die damit verbundene Gefahr, dass dies in den Teufelskreis eines 
Transfers von im Wesentlichen privaten Schulden in die jeweiligen Staatshaushalte münden 
könnte. Wie sehen Sie das? 
1-010-0000 

Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – Wir 
sollten von der Beobachtung ausgehen, dass der Ausstieg aus den Maßnahmen, die während 
der COVID-Pandemie ergriffen wurden, nicht zu den schlimmen Folgen geführt hat, die wir 
befürchtet hatten, dass sie eintreten könnten. Nach Beendigung der Schuldenmoratorien gab 
es also nicht den massiven Anstieg an notleidenden Krediten, den wir befürchtet hatten. Das 
sind schon mal gute Nachrichten. Bislang haben sich demnach keine größeren Auswirkungen 
gezeigt. Vielmehr nimmt der Bestand an notleidenden Krediten bei den Banken stetig weiter 
ab. Wie ich in meiner einleitenden Bemerkung bereits erwähnte, gibt es allerdings einen 
leichten Aufwärtstrend bei den Verbraucherkrediten. Aber in allen anderen Segmenten bzw. 
Geschäftsbereichen zeigen die Bestände an notleidenden Krediten eine abnehmende 
Tendenz. Dies ist also positiv zu bewerten. Andererseits müssen wir mit einer möglichen 
bevorstehenden Rezession rechnen. Dann erleben wir momentan den Energiepreisschock und 
die Zinsproblematik. Dies alles zusammengenommen könnte auf einen wahrscheinlichen 
Anstieg an notleidenden Krediten hindeuten. 
 
Ich denke nun allerdings, dass wir verglichen mit der letzten Krise inzwischen einen wesentlich 
besseren Regelungsrahmen haben – auch dank der aufsichtsrechtlichen Letztsicherung, die in 
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der Gesetzgebung verankert wurde, und den von der EZB veranlassten Maßnahmen. Ich habe 
irgendwo gelesen, es gäbe Anzeichen dafür, wir würden bestimmte Arten von 
Vertragsvereinbarungen bevorzugen. Wir haben aber gar keine Präferenz für variable oder für 
feste Zinsvereinbarungen. Wichtig ist nur, dass Banken, die mit festverzinslichen Verträgen 
operieren, bei denen das Zinsrisiko bei der Bank liegt, ganz grundsätzlich darauf achten, dass 
sie diese Zinsrisiken in angemessener Weise im Griff haben. Wenn Sie es mit einem variablen 
Zinssatz zu tun haben, bei dem das Risiko im Wesentlichen aufseiten des Kunden liegt, dann 
ist es wichtig, dass der Kunde / die Kundin gut informiert ist und die Banken ein 
Maßnahmenpaket bereit haben, um früh genug mit einer Reorganisation bzw. mit 
Umschuldungsmaßnahmen bereitzustehen, sobald es Anzeichen dafür gibt, dass jemand 
zahlungsunfähig ist. 
 
Alles in allem glaube ich im Moment nicht, dass es einen offensichtlichen Bedarf für 
Stützungsmaßnahmen gibt. Sollte es in Zukunft einen solchen Bedarf geben, dann müssten 
darüber natürlich die einzelnen Mitgliedstaaten entscheiden. Meiner Ansicht nach sollten 
entsprechende Stützungsmaßnahmen nicht so breit angelegt und umfangreich sein wie 
während der Pandemie, da wir es mit einer anderen Art von Krise zu tun haben. Außerdem 
wäre es wichtig, die Kriterien für solche Stützungsmaßnahmen idealerweise auf europäischer 
Ebene zu entwickeln, um für möglichst gleiche Wettbewerbsbedingungen zu sorgen. 
 
Aber noch einmal: Ich glaube nicht, dass solche Interventionen aktuell notwendig sind. 
Außerdem habe ich manchmal den Eindruck, dass die Banken einfach ganz selbstverständlich 
damit rechnen, dass ihnen der Staat in Gestalt einer schnellen finanziellen Eingreiftruppe 
schon beistehen und aus der Patsche helfen wird, wenn sie infolge von 
Zahlungsschwierigkeiten ihrer Kundschaft ins Straucheln geraten. Darauf sollten sie sich aber 
nicht zu sehr verlassen. Das heißt: Die Banken müssen ihre Kreditrisiken unmittelbar und 
proaktiv selbst steuern. 
1-011-0000 

Claude Gruffat (Verts/ALE). – Herr Präsident! Vielen Dank, dass Sie für diesen 
Gedankenaustausch zu uns gekommen sind. 
 
Hier meine Fragen: Die EZB weist auf die Risiken für die Stabilität des Finanzsystems im 
Zusammenhang mit der derzeitigen Volatilität der Energiemarktderivate hin. Können die 
Banken Ihrer Meinung nach behilflich dabei sein, die extreme Volatilität dieser Märkte und 
die Folgen, die dies für die Kaufkraft unserer Bürger haben kann, abzufedern? Inwieweit 
werden diese Risiken in der aufsichtlichen Regulierung angemessen berücksichtigt? Und vor 
allem: Lässt sich aus dieser Ihrer Ansicht nach eine Begründung für die Abschaffung einiger 
bestehender Ausnahmeregelungen der Basel-III-Vereinbarung ableiten, insbesondere in 
Bezug auf die Risikopositionen, die die Banken auf den Derivatemärkten im Bereich der 
kreditrisikobezogenen Bewertungsanpassung „CVA Risk“ halten? 
 
1-012-0000 

Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – In der Tat 
zeichnen sich die Energiemärkte seit geraumer Zeit durch eine erhöhte Volatilität aus. Dies 
hat für starke Schwankungen bei den Energiederivaten verbunden mit beträchtlichen 
Margenausgleichen gesorgt – was zu beträchtlichem Liquiditätsdruck auf die großen 
Energieversorger geführt hat. Ich muss sagen, in diesen Fällen, in vielen Fällen sogar, aber 
eben nicht in allen, handelte es sich hauptsächlich um ein Liquiditätsproblem von 
Unternehmen, die ansonsten, mittel- bis langfristig betrachtet, rentabel wirtschaften. Es war 
daher also durchaus nachvollziehbar, diese Maßnahmen in Erwägung zu ziehen, um größere 
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Störungen zu vermeiden, obwohl dies wahrscheinlich eher keine ideale Überbrückungslösung 
ist. Aber wir haben daraus auch einiges gelernt. 
 
Und eine der ersten Lektionen, ich würde sagen für uns, besteht in der Erkenntnis, dass der 
Schritt hin zu einem zentralen Clearing, der sich nach der letzten Krise als klare politische 
Handlungsanweisung darstellte, ein positiver Schritt war. Wir müssen außerdem dafür sorgen, 
dass die Solidität der zentralen Gegenparteien erhalten bleibt und der Regelungsrahmen für 
Einschussanforderungen gut funktioniert. Gleichzeitig wäre es wichtig, dass Banken und 
Unternehmen einen besseren Einblick in die Mechanismen haben, die Margenausgleiche 
auslösen. Welches sind also die Mechanismen in den ZGP-Modellen, die Timing und Ausmaß 
von Margenausgleichen beeinflussen? Eine diesbezügliche bessere Abschätzbarkeit wäre für 
eine optimalere Liquiditätsplanung hilfreich. Diese Volatilität und der starke Anstieg der Preise 
haben in der Tat weitreichende Auswirkungen auf die privaten Haushalte und auf kleine und 
große Unternehmen. Aus diesem Grund liegt unsere Aufmerksamkeit unter 
aufsichtsrechtlichen Gesichtspunkten hauptsächlich auf der Gefahr einer möglichen 
Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage dieser Wirtschaftsakteure und Gegenparteien von 
Banken und Kunden von Banken infolge des Anstiegs der Energiepreise. 
 
Deshalb haben wir uns ausführlich mit dem Risikomanagement der Banken im 
Zusammenhang mit diesen potenziellen Risiken beschäftigt. Das bedeutet, wie bereits 
erwähnt, die Fähigkeit der Banken, frühzeitig Kunden zu identifizieren, die in Schwierigkeiten 
geraten, und Lösungen für diese Kunden in Form von Stundungen, von Umstrukturierungen 
von Krediten, von Umschichtung von Laufzeiten und dergleichem anzubieten, wobei die 
betroffenen Kredite natürlich in geeigneter Weise zu klassifizieren sind. Das ist der wichtigste 
Aspekt. 
Zu dem Punkt, den Sie zu Derivaten und den einschlägigen Regelabweichungen auf 
europäischer Ebene in Bezug auf die kreditrisikobezogene Bewertungsanpassung (CVA) 
angesprochen haben, so betone ich seit mehreren Jahren immer wieder, und dies kann an 
vielen Stellen nachgelesen werden, dass diese Abweichungen unserer Meinung nach nicht 
gerechtfertigt sind. Es besteht die Gefahr, dass diese Abweichungen nach den internationalen 
Standards quantifiziert werden. Wir hatten uns daher dafür entschieden, Unternehmens- und 
Staatsanleihen von den Regelungen auszunehmen. Ich denke nun aber, das war nicht die 
richtige Wahl. Sollte also im aktuellen Gesetzespaket noch Spielraum für eine Überprüfung 
vorhanden sein, würden wir Sie herzlich bitten, eine solche in Betracht zu ziehen. 
1-013-0000 

Michiel Hoogeveen (ECR). – Herr Enria, danke für Ihre Anwesenheit heute Morgen. Ich habe 
zwei kurze Fragen: 
 
Glauben Sie, dass es im Rahmen der Aufsicht der EZB über den Bankensektor möglich ist, 
zwischen den Aktiva zum beizulegenden Zeitwert der Stufe 2 und der Stufe 3 in 
ausreichender Weise zu unterscheiden? Verwenden alle Banken zur Bewertung ihrer 
risikogewichteten Aktiva die gleiche Methodik und die gleichen Modelle? Wenn nicht, wie 
geht die EZB bei ihren Prüfungen mit bestehenden Unterschieden um? 
 
Meine zweite Frage betrifft Folgendes: Im Rahmen der Basel-IV-Reformen ist die Differenz 
beim geforderten Eigenkapital der Banken für die Zwecke von mit geringen Risiken 
behafteten bzw. mit hohen Risiken behafteten Krediten reduziert, wodurch Sensibilität und 
Vergleichbarkeit von Risiken ebenfalls reduziert ist. Warum ist dies so? Wäre es nicht 
logischer, für höhere Risiken auch höhere Kapitaldecken zu verlangen? Das bedeutet auch, 
dass Banken mit relativ sicheren Aktiva, wie Hypotheken mit Überschusswert, von diesen 
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neuen Regelungen unverhältnismäßig stark belastet sein werden, insbesondere in meinem 
Land, den Niederlanden.  
 
1-014-0000 

 
Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – Wenn ich 
richtig verstanden habe, war der erste Punkt, den Sie angesprochen haben, die Aktiva der 
Stufe 2 und der Stufe 3. Es geht also um Bewertungsfragen. Dieser Punkt wurde bereits vor 
einigen Jahren auch vonseiten des Parlaments sehr nachdrücklich zur Sprache gebracht. 
Bereits bevor ich zur EZB stieß, war die EZB aktiv in einer Kampagne von Vor-Ort-Inspektionen 
engagiert. Diese Prüfungen ermöglichten einen recht tiefen Einblick in die Bewertung der 
Aktiva solcher Banken, die über einen hohen Anteil an Vermögenswerten verfügen, für die es 
nicht genügend liquide Märkte gibt, um eine ordentliche Bewertung durchführen zu können. 
Immer dann, wenn die Banken also in vielen Fällen ihre eigenen internen Modelle zur 
Bewertung von Aktiva anwenden, greifen wir ein, schauen uns diese internen Modelle der 
Banken genauer an und fordern die Banken auf, mehr Konservativität zu üben und einen 
robusteren Governance-Mechanismus zur Bewertung solcher Aktiva zu praktizieren. Das ist 
ein Punkt, den wir an Ort und Stelle regelmäßig prüfen. 
 
Was die Risiken betrifft, so besteht das gesamte Basler Konzept, die Basler Standards darin, 
für risikoreiche Risikopositionen höhere Eigenkapitalanforderungen zu stellen. Nun gibt es 
allerdings nach den Basler Standards bereits jetzt wesentlich weniger strenge Regelungen 
beispielsweise bei Hypotheken als bei Krediten an Unternehmen mit einem niedrigen Rating 
oder an Unternehmen, die als besonders Risiko-behaftet gelten. Es gibt diese Art von 
Differenzierung also bereits. 
 
Was die Hypotheken betrifft, so müssen wir auch im Auge behalten, dass wir es mit einer 
ganzen Reihe an unterschiedlichen Produkten zu tun haben. Wenn ich Ihre Frage richtig 
verstehe – also ich war beispielsweise vor einigen Wochen in Amsterdam, wo ich auch einen 
Meinungsaustausch mit Vertretern von Banken und den niederländischen Aufsichtsbehörden 
hatte. Ein Thema, das sehr häufig angesprochen wird, ist die Problematik der reinen 
Zinshypotheken. Dieses Produkt ist in den Niederlanden sehr weit verbreitet. Dies ist 
allerdings ein Produkt, das mit eigenen Risiken behaftet ist, da die Rückzahlungsfähigkeit des 
Kunden in hohem Maße vom Wert der Sicherheit und der Realisierung der Sicherheit abhängt. 
Wenn Sie es dann noch mit einem Markt zu tun haben, der irgendwann extrem aufgebläht ist, 
dann kann dies die Fähigkeit der Kreditnehmer zur Rückzahlung erschweren. 
 
Unsere Empfehlung an die Banken lautet daher, solidere Instrumente für ihr 
Risikomanagement zu entwickeln. Dies soll sie in die Lage versetzen, zu jeder Zeit die Fähigkeit 
ihrer Kunden, ihre Hypotheken über die gesamte Laufzeit hinweg bedienen zu können, 
überwachen zu können, und sich nicht ausschließlich auf die etwaige Einlösung gegebener 
Sicherheiten zu verlassen. Dies wäre meiner Meinung nach eine gute 
Risikomanagementpraxis. Ich muss sagen, dass die Banken unseren Vorstellungen 
aufgeschlossen gegenüberstehen. Ich denke daher, dass die Branche das Funktionieren des 
Hypothekenmarktes in unseren Mitgliedstaaten nicht ernsthaft in Gefahr bringen wird. 
  
 
Ich komme nun schnell noch zum Problempunkt Geldwäsche. Wie Sie wissen, hat der 
Europäische Gerichtshof diese Woche einen Beschluss zum Register der wirtschaftlichen 
Eigentümer getroffen. Dieser Beschluss besagt nun, dass die in der Geldwäscherichtlinie 
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enthaltenen aktuellen Bestimmungen so nicht weiter angewendet werden dürfen, weil sie die 
Privatsphäre bzw. den Datenschutz der Eigentümer der betroffenen Unternehmen verletzen. 
Dieser Beschluss wird die Bemühungen zur Bekämpfung der Geldwäschearbeit allerdings 
ernsthaft in Gefahr bringen. 
 
Wie schätzen Sie diesen Beschluss des Europäischen Gerichtshofs ein? Und vor dem 
Hintergrund, dass wir im Parlament gerade über ein Gesetzespaket zur Bekämpfung der 
Geldwäsche beraten – die Verordnung und die Richtlinie – was meinen Sie, wie könnte das 
neue Gleichgewicht aussehen, das wir als Gesetzgeber finden müssen und das gleichzeitig 
auch der Entscheidung des Gerichtshofes gerecht wird – ohne dabei aber unsere Fähigkeit zu 
beeinträchtigen, unsere Arbeit zur Bekämpfung der Geldwäsche erfolgreich fortzusetzen? 
1-015-0000 

Pedro Marques (S&D). – Vielen Dank, Herr Enria. Ich werde den ersten Teil meiner Frage auf 
Portugiesisch stellen, da ich die Situation in Portugal ansprechen möchte, auch wenn sie im 
Wesentlichen dem folgt, was meine Kollegin Eva Poptcheva angesprochen hat und welches 
Ihre Antwort darauf war. Anlass zur Sorge gibt das von Ihnen angesprochene sehr 
beträchtliche Risiko für die Kunden, wenn es einen sehr hohen Anteil an Kreditverträgen mit 
variablem Zinssatz gibt. Dies ist unbestreitbar eine reale Gefahr, insbesondere in Portugal. Die 
Kreditmärkte und die dort vorherrschenden Geschäftspraktiken drängen die Kunden dazu, 
Verträge mit variablem Zinssatz abzuschließen. Das ist Tatsache.  
 
Es gibt Lösungsansätze, mit denen vermieden werden kann, dass notleidende Kredite 
letztendlich von den Staatshaushalten und von staatlichen Instanzen übernommen werden 
müssen. In meinem Land besteht die Lösung des Problems in Gestalt eines erprobten 
innovativen Rechtsrahmens im Wesentlichen darin, wie von Herrn Enria empfohlen, die 
Banken dazu zu bewegen, infolge des Zinsanstiegs in Zahlungsschwierigkeiten geratene 
Kunden aktiv anzusprechen und gegebenenfalls mit ihnen Kreditverträge neu auszuhandeln.  
 
Ich würde gern Ihre Meinung zu diesem rechtlichen Anreiz für Finanzinstitute, Kreditverträge 
neu auszuhandeln, hören. Meiner Ansicht nach ist dies ein Schritt in die richtige Richtung, aber 
ich würde gerne wissen, was Sie davon halten.  
 
Ich komme nun schnell noch zum Problempunkt Geldwäsche. Wie Sie wissen, hat der 
Europäische Gerichtshof diese Woche einen Beschluss zum Register der wirtschaftlichen 
Eigentümer getroffen. Dieser Beschluss besagt nun, dass die in der Geldwäscherichtlinie 
enthaltenen aktuellen Bestimmungen so nicht weiter angewendet werden dürfen, weil sie die 
Privatsphäre bzw. den Datenschutz der Eigentümer der betroffenen Unternehmen verletzen. 
Dieser Beschluss wird die Bemühungen zur Bekämpfung der Geldwäschearbeit allerdings 
ernsthaft in Gefahr bringen. 
 
Wie schätzen Sie diesen Beschluss des Europäischen Gerichtshofs ein? Und vor dem 
Hintergrund, dass wir im Parlament gerade über ein Gesetzespaket zur Bekämpfung der 
Geldwäsche beraten – die Verordnung und die Richtlinie – was meinen Sie, wie könnte das 
neue Gleichgewicht aussehen, das wir als Gesetzgeber finden müssen und das gleichzeitig 
auch der Entscheidung des Gerichtshofes gerecht wird – ohne dabei aber unsere Fähigkeit zu 
beeinträchtigen, unsere Arbeit zur Bekämpfung der Geldwäsche erfolgreich fortzusetzen? 
 
1-017-0000 

Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – Also, 
lassen Sie mich mit Ihrer ersten Frage beginnen. Ich muss sagen, dass wir keine 



01-12-2022  13 

Verbraucherschutzbehörde sind. Wir greifen also natürlich nicht direkt in die Beziehungen 
zwischen Banken und ihren Kunden ein. Diese Aufgabe bleibt überwiegend in den Händen der 
Mitgliedstaaten. Aus aufsichtsrechtlicher Sicht ist allerdings das zu sagen, was wir immer 
schon gesagt haben, und wir können es hier gerne noch einmal wiederholen, und wir sprechen 
es auch an, wenn wir über diese Dinge mit den Banken reden: Die Lehre, die wir aus der großen 
Finanzkrise gezogen haben müssen, lautet doch: Je früher man auf die Kunden zugeht, bei 
denen sich Anzeichen bevorstehender Schwierigkeiten manifestieren, und je früher man 
eingreift, um Kredite umzuschulden, um Fälligkeiten neu festzulegen, den Zinssatz zu 
überdenken, desto besser. Denn diese Maßnahmen tragen dazu bei, dass 
Zahlungsverpflichtungen weiter eingehalten werden können. Außerdem hilft dies 
letztendlich, das Aktiva-Qualitätsproblem zu beheben und einer Anhäufung notleidender 
Kredite vorzubeugen. 
 
Die Banken reagieren auf das Problem allerdings nur allzu gerne so, dass sie immer wieder 
versuchen, dieses Problem auf die lange Bank zu schieben – in der Hoffnung, dass sich die 
Marktsituation irgendwann schon bessern wird, dass sich die Konjunktur aufhellt, dass es 
vielleicht öffentliche Stützungsmaßnahmen geben wird, und dass sie deshalb die 
Umgruppierung der betroffenen Darlehen als Stundung oder als Zahlungsausfall 
hinauszögern, was sich dann natürlich negativ auf die Rückstellungen und die 
Eigenkapitaldecke auswirken würde. Vor dieser Praxis raten wir allerdings eindringlich ab. 
 
Je früher die Banken also bei Anzeichen von Liquiditätsschwierigkeiten bei ihren Kunden mit 
diesen in Kontakt treten, desto besser stehen die Chancen, dass ein Auflaufen von 
notleidenden Kredite im Nachgang vermieden werden kann – und auch, dass diese Aktiva 
letztendlich abgeschrieben werden müssen. Denn wenn man diese Aktiva in der Bankbilanz 
mehr oder weniger vor sich hin gammeln lässt, dann besteht irgendwann die einzige mögliche 
Option nur noch darin, wie wir gesehen haben, einen Ausverkauf oder Marktverbriefungen zu 
Ramschkursen durchzuführen, was massive Auswirkungen auch auf die Kapitaldecke hat. Dies 
ist also die Herangehensweise, die wir als Aufsichtsbehörde empfehlen. 
Auf Ihre letzte Frage kann ich Ihnen leider keine Antwort bieten. Ich bin in dem Sinne bei 
Ihnen, dass wir zuerst immer vor der eigenen Haustür kehren sollten. Das Allgemeininteresse 
hat allerdings viele unterschiedliche Facetten. Aus meiner Sicht ist klar, dass die Fähigkeit der 
Behörden zur Bekämpfung der Geldwäsche, zur Identifizierung der wirtschaftlichen 
Eigentümer, der letztlich wirtschaftlich Berechtigten, von entscheidender Bedeutung ist. Und 
wir müssen einen Weg finden, diese Befugnisse mit den Datenschutzgesetzen in Einklang zu 
bringen. Wenn Bedenken bestehen, dass Gelder aus illegalen Quellen stammen könnten, oder 
dass Gelder möglicherweise Geldwäschezwecken dienen, dann darf das Argument 
Datenschutz keine Rolle spielen. 
 
Wir müssen also Lösungen finden. Es gibt Möglichkeiten – auch bei den neuen Technologien 
wie beispielsweise Blockchain – für Behörden zugängliche Register zu schaffen, die unter 
geordneten Bedingungen bei Bedarf herangezogen werden können, ohne dass es Probleme 
mit dem Datenschutz gibt. Aber ich glaube schon, dass staatliche Stellen, insbesondere 
Behörden zur Bekämpfung der Geldwäsche, Zugriff auf solche Informationen haben müssen. 
Mit Blick auf das EuGH-Urteil müssen wir einen gangbaren Weg finden. 
1-018-0000 

Vorsitzende. – Vielen Dank. Wir haben unsere Fragenliste und die Redebeiträge gerade 
rechtzeitig abgearbeitet. Wenn es also keine weiteren Anmerkungen oder zusätzlichen 
Anfragen gibt, können wir unsere öffentliche Aussprache meines Erachtens abschließen. 
 



14  01-12-2022 

Ich möchte Herrn Enria noch einmal für seine Bereitschaft und allen Abgeordneten, 
Kolleginnen und Kollegen, die an der Aussprache teilgenommen haben, danken. 
 
(Die Aussprache wird um 9.57 Uhr geschlossen.) 
 


